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Vorwort

100 Mitwirkende, 67 Workshops, Veranstaltungen und Sitzungen in knapp 1 ½ Jahren - dies sind die Rah-
mendaten des Kooperationsprojektes zur Regionalstrategie Daseinsvorsorge, das zahlreiche Partner im Ver-
flechtungsraum der Region Ostwürttemberg mit den angrenzenden Regionen des Verbands Region Stuttgart 
und des bayerischen Raumes gemeinsam als Modellvorhaben der Raumordnung umgesetzt haben.

Mit finanzieller Förderung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung haben die Ak-
teure, ausgehend von Analysen der demografisch bedingten Anpassungsprozesse von Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge und des ermittelten spezifischen Infrastrukturbedarfs der Bevölkerung, ein integriertes 
Maßnahmenkonzept für die Weiterentwicklung von Infrastrukturen erarbeitet. In einem Strategieprozess sind 
alternative Versorgungsszenarios vorgestellt und umsetzungsreife Vorschläge identifiziert worden, mit deren 
Hilfe ein gewünschtes Infrastruktur-Versorgungsniveau zu annehmbaren Kosten und verträglichen Erreich-
barkeitsbedingungen realisiert werden kann.

Ohne die Unterstützung des Bundes, aber auch ohne die vielen Mitglieder der Arbeitsgruppen und ohne die 
Mitarbeit der Kreise, Städte und Gemeinden hätten die Ergebnisse des Modellvorhabens nicht erarbeitet 
werden können. Mit dem Modellvorhaben und der dabei entwickelten Regionalstrategie hat unser Koopera-
tionsraum Impulse gesetzt, wie aus einer Position der Stärke mit ganz konkreten Projekten den Auswir-
kungen des demografischen Wandels begegnet werden kann. Damit ist der Abschluss des Modellvorhabens 
der Raumordnung, dessen Ergebnisse in dieser Broschüre präsentiert werden, zugleich der Auftakt für wei-
tere Schritte, um unseren Raum fit für die Zukunft zu machen. 
Die Rahmenbedingungen sind dabei für eine Region in Baden-Württemberg sicher auf den ersten Blick 
weniger dramatisch als anderswo. Wir haben eine hohe Beschäftigtenrate und fast Vollbeschäftigung, funk-
tionierende Sozialstrukturen, gute Schulen, die auch abseits der Entwicklungsachsen meist in guter Erreich-
barkeit für unsere Schülerinnen und Schüler liegen, und eine noch gesicherte Versorgung mit sozialen und 
gesundheitlichen Dienstleistungen. Unser Wohlstand sichert uns die Teilhabe durch ein hohes Mobilitäts-
niveau. Dies alles ist jedoch nicht selbstverständlich. Das Modellvorhaben war daher nicht das erste ge-
meinsame Projekt in unserem Raum, das sich mit den Zukunftsentwicklungen beschäftigt. So hat es immer 
wieder gemeinsame Entwicklungskonzepte im Sinne einer vorausschauenden Politik für unseren Raum 
gegeben. Auf diesen Grundlagen, auf Strukturdaten, Studien und Auswertungen sowie daraus ent-
wickelten Konzepten konnten die Akteure bei der Diskussion spezifischer Fragestellungen aufbauen. Darü-
ber hinaus haben sich die bestehenden Bildungskonferenzen und Gesundheitskonferenzen der Landkreise, 
die Nahverkehrskonferenzen, die Ärzteschaften in den Kreisen sowie der Einzelhandelsverband in die Dis-
kussionen eingebracht. 

Zu danken ist vor allem den aktiv Beteiligten in den Arbeitsgruppen. Als Vertreter des Regionalverbands 
Ostwürttemberg und des Verbands Region Stuttgart danken wir insbesondere auch den Landkreisen Ostalb-
kreis und Heidenheim, der IHK Ostwürttemberg und dem bayerischen Landkreis Donau-Ries für ihre aktive 
Trägerschaft und Begleitung des Projekts.
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Thomas Kiwitt

Leitender technischer Direktor 
Verband Region Stuttgart

Durch diese aktive Beteiligung haben wir im Ergebnis nun konkrete Projekte und Initiativen, die intensiv 
weiter verfolgt werden und deutliche Spuren zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger und der Ortschaften in 
unserem Kooperationsraum hinterlassen werden. Sei es der neu eröffnete örtliche kleine Lebensmittelmarkt 
in Ebnat für die Nahversorgung, sei es die Kooperation von Sportvereinen in mehreren Ortschaften und die 
daraus zu entwickelnde Ortsentwicklungsstrategie, seien es neue Mobilitätskonzepte, die ausgehend von 
den ehrenamtlichen Fahrdiensten weiterentwickelt werden sollen oder sei es ein Standortkonzept für die All-
gemeinarztversorgung und die Ärztekooperation im ländlichen Raum, und seien es nicht zuletzt die Erkennt-
nisse aus den Jugendkonferenzen, die der konkrete Austausch zwischen Jugendlichen und den Kommunen 
über Wünsche und Zukunftserwartungen gebracht hat. Diese Projekte und viele weitere Ideen und Vor-
schläge werden auch in der Zukunft mit den Verantwortlichen zu diskutieren und weiter auszuarbeiten sein. 
Dadurch wird es ganz konkrete Impulse für eine gute Entwicklung für die Bevölkerung und deren Lebens-
qualität, für Attraktivität und Prosperität in unserem Raum geben. Wir als Projektpartner sind dazu bereit und 
hoffen auch in der Zukunft auf eine starke Resonanz und Unterstützung bei allen Beteiligten.
 

Thomas Eble 

Verbandsdirektor 
Regionalverband Ostwürttemberg
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Landkreis Donau-Ries

Landkreis Heidenheim

Industrie- und Handelskammer
Ostwürttemberg

Ziele und Aufgaben

Hohe Wirtschaftskraft, innovative Unternehmen und eine umfassende Ausstattung mit Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge prägen die Region Ostwürttemberg. Damit dies so bleibt, haben sich die Akteure unter dem 
Stichwort Regionale Daseinsvorsorge frühzeitig Gedanken darüber gemacht, was dafür zu tun ist, damit der 
Wirtschaftsstandort Ostwürttemberg gestärkt und die hohe Lebensqualität der Einwohner erhalten bleiben. 
Wie andere ländlich strukturierte Regionen ist sie seit mehreren Jahren von Bevölkerungsrückgang und der 
Veränderung der Altersstruktur der Bevölkerung betroffen.

Hintergrund:

Im „Aktionsprogramm regionale Daseinsvorsorge“ fördert das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) in 21 Modellregionen seit 2012 die Erarbeitung einer „Regionalstrategie 
Daseinsvorsorge“. 
Als einzige Region in Baden-Württemberg konnte sich die Region Ostwürttemberg durch einen regions-
übergreifenden Ansatz als Modellregion qualifi zieren.

Regionalstrategie Daseinsvorsorge Ostwürttemberg

Ostwürttemberg will angesichts demografi scher Veränderungen seine Bevölkerung auch in der Zukunft best-
möglich mit allem versorgen, was das Wohnen und Arbeiten in intakten Gemeinden lebenswert macht.

Die Regionalstrategie wird durch neue, an die regionalen Rahmenbedingungen angepasste Lösungen Ange-
bote auch dort aufrechterhalten oder sogar verbessern, wo bisherige Versorgungsstrategien überregionaler 
Anbieter scheitern. Hierzu sind neue Ideen gefragt. Fachübergreifende Arbeitsgruppen haben daher für die 
vielfältigen Infrastrukturbereiche Schwachpunkte und Stärken sowie neue, auch unkonventionelle Lösungs-
möglichkeiten entwickelt. 

Akteure und Organisation

An der Regionalstrategie haben Menschen aus der Region Ostwürttemberg, den Landkreisen Ostalbkreis 
und Heidenheim sowie der IHK Ostwürttemberg und der angrenzenden Region Stuttgart sowie aus dem 
Landkreis Donau-Ries in Bayern mitgearbeitet.
Das Büro pakora.net – Netzwerk für Stadt und Raum übernahm die Prozessmoderation. 
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Großes Engagement und umsetzbare Ergebnisse

In Arbeitsgruppen zur Bildung, Grundversorgung, zum Ehrenamt, zur Gesundheitsversorgung und Mo-
bilität haben die Beteiligten an der Regionalstrategie gearbeitet. Sie haben für verschiedene Infrastrukturbe-
reiche Schwachpunkte und Stärken identifiziert und Möglichkeiten sowie neue Ansätze zum Umgang mit den 
Folgen des demographischen Wandels und zur Sicherung der Daseinsvorsorge entwickelt. 

Schwerpunktthemen der Arbeitsgruppen

In diesem Prozess entstanden konkrete Projekte und Initiativen. Hervorzuheben sind insbesondere ein Mo-
bilitätsportal, die interkommunale Vereinszusammenarbeit, der Erhalt von Hausarztstandorten, die Eröffnung 
eines Nahversorgungsmarkts oder auch die Einbeziehung Jugendlicher und deren Perspektiven bei Fragen 
des demografischen Wandels. 

Die Mitwirkenden an der Regionalstrategie konnten dabei auf zahlreiche Vorarbeiten aufbauen und Inhalte 
für laufende Zukunftsprozesse liefern.

AG BILDUNG
•  Grundschulen
•  berufliche Schulen/berufliche Weiterbildung/
   Hochschule
•  Wie können junge Leute gehalten werden 
   und Fachkräfte generiert werden?

AG GESUNDHEITSVERSORGUNG
•  Pflege
•  ärztliche Versorgung (hausärztl., fachärztl.)
•  Krankenversorgung

AG MOBILITÄT
•  ÖPNV außerhalb der gesetzl. Aufgaben-
   trägerschaft der Landkreise
•  Mobilitätsberatung auf regionaler Ebene
•  Captive Riders

AG GRUNDVERSORGUNG/
EHRENAMT
•  Grundversorgung
•  Lebensmittelversorgung, Arzneimittelversor-
   gung und Drogeriebedarf („täglicher Bedarf“)
•  Bürgerschaftl. Engagement, insbes. im 
   Themenfeld Sport

ERREICHBARKEIT/
MOBILITÄT

Themenschwerpunkte der Arbeitsgruppen
Das Thema „Mobilität“ ist als Querschnittsaufgabe für alle Einrichtungen der Daseinsvorsorge wichtig
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Informieren, vernetzen und Lösungen bereitstellen: 
Internetportal, Befragungen, Input von Experten und Know-How vor Ort

Die Projektpartner hatten zuvor alle Gemeinden zur heutigen Versorgungssituation, Wünschen sowie zu 
Einschätzungen der zukünftigen Entwicklung befragt. Die Mitwirkenden aus dem Aktionsraum konnten ihre 
örtliche und fachliche Sicht einbringen und diese mit wissenschaftlichen Ergebnissen aus einer begleitenden 
Untersuchung verknüpfen. Dies ermöglichte fundierte Diskussionen und führte zu zielgerichteten Lösungsan-
sätzen.

Bei speziellen Fragestellungen wurden  weitere externe Fachleute etwa zu Rechts- und Versicherungsfragen 
hinzugezogen. Ein interner Austausch der Beteiligten und die Information der Öffentlichkeit fand über die 
Webpräsenz statt, wo auch die Ergebnisse, Folgevorhaben und weitere Entwicklungen über die Projektlauf-
zeit hinaus dokumentiert werden. Weitere Informationen: www.daseinsvorsorge-ostwurttemberg.de 

Der Abschluss der „Regionalstrategie Daseinsvorsorge ist zugleich Auftakt für die konkrete Umsetzung die-
ser Initiativen. Die breite Wirkung der Regionalstrategie markiert einen Meilenstein für die Zukunft Ostwürt-
tembergs und seiner ländlichen Gebiete.

REGIONALSTRATEGIE 
DASEINSVORSORGE OSTWÜRTTEMBERG 

Gesundheitskonferenzen

Nahverkehrsforen

Kreisentwicklungskonzept 

Nahverkehrspläne der Landkreise 

Folgeprojekte: 
- Interkommunale Vereinszusammenarbeit 
- Regionale Ärztekooperation
- Unterstützung ehrenamtlicher Fahrdienste
- Jugendkonferenz/ Wettbewerb Ehrenamt

Regionalstrategie Daseinsvorsorge: Neue Lösungen und Projekte entwickeln 

Perspektiven 2025 Region Stuttgart 

Mobilität und Verkehr in der Region Stuttgart
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Arbeitsgruppe Grundversorgung

AG-Leiter: Dirk Seidemann, stv. Verbandsdirektor Regionalverband Ostwürttemberg

Mitglieder aus den Bereichen der Beratung und des Betrieb des Einzelhandels haben zusammen mit Ver-
tretern der Kommunen, der Kreistage, der Region Ostwürttemberg, der IHK Ostwürttemberg, des Verbands 
Region Stuttgart oder auch des Einzelhandelsverbands Stuttgart die Rahmenbedingungen für zukunftsfähige 
Angebote zur Grundversorgung im ländlichen Raum diskutiert.

Die Arbeitsgruppe Grundversorgung - Daten und Fakten

Datenlage/Informationsstand zu Projektbeginn

• Übersicht der IHK zu Vollsortimentern/Discountern
• Anfragen einzelner Gemeinden an Regionalverband und IHK bezüglich Erhalt/Ansiedlung 
 von Einzelhandelsbetrieben und weiteren Nahversorgungsangeboten

Datenlage/Informationsstand am Projektende

• Untersuchungen von Studierenden der FH Aalen zur Einzelhandelsversorgung in einzelnen 
Gemeinden 

• Ergebnisse der Befragung aller Gemeinden zur jetzigen und zukünftigen Versorgung
• Tabellarische und grafi sche Übersicht aller Standorte in der Region: Lebensmittelanbieter, 

Bäcker, Metzger, Bankfi lialen, Apotheken
• Berechnung der Erreichbarkeit aller Standorte in der Region per PKW, Fuß und Rad, 
 als Listen und als Übersichtskarten 
• Auswertung der Bestandserhebung
• Darstellung unterversorgter bzw. gefährdeter Teilräume
• „Steckbriefe“ zu alternativen Einzelhandels- und Versorgungskonzepten 
• Nachfrageabschätzung/Berechnung des vorhandenen Kaufkraftpotentials für alle Orte 
 (auch unterhalb Gemeindeebene)

Themen und Ergebnisse der AG Grundversorgung

Status-Quo-Analyse, Herausarbeitung von Schwerpunktbereichen
Anhand der Übersicht zur heutigen Versorgungslage in den Bereichen Einzelhandel, Bäcker, Metzger, 
Bankdienstleistungen und Apotheken und den Erreichbarkeitsberechnungen wurden diejenigen Bereiche 
innerhalb der Region bestimmt, deren Versorgungslage schon heute Lücken oder von Schließung gefähr-
dete Standorte aufweist. Damit liegt eine belastbare Grundlage vor, um Handlungskonzepte für Teilräume 
zu entwickeln. Insgesamt wird die Situation in Ostwürttemberg als örtlich teils kritisch, jedoch insgesamt 
nicht dramatisch eingeschätzt. 
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„Selbstheilungskräfte“ in der Region
Nicht immer braucht es Unterstützung seitens öffentlicher Stellen, auch sich selbst tragende Lösungen 
können sich entwickeln. So hat beispielweise der Wegfall von Apotheken zur Einrichtung von Apothe-
kenbriefkästen und Rezeptabgabestellen geführt. Für die anfänglich kritisch eingeschätzte Lage der 
Medikamentenversorgung gerade auch für mobilitätseingeschränkte Personen liegen damit heute schon 
erprobte, übertragbare Ansätze in der Region vor. 

Best-Practice-Beispiele, Wissensvermittlung und Kontakte
Die Arbeitsgruppe hat verschiedene alternative Anbieter- und Organisationsformen von Einzelhandelsan-
geboten und ihre Umsetzungsmöglichkeiten bei den spezifischen Fragestellungen in Ostwürttemberg in 
den Fokus gerückt.  
Anhand von Strategien, die andernorts bereits erfolg-
reich angewendet werden, um geeignete Betreiber für 
neue Einzelhandelsangebote zu finden, wurden die 
regionsspezifischen Fragestellungen erörtert. Zum 
Beispiel steht in der Region in den nächsten 5-10 
Jahren eine große Zahl von Unternehmensnachfolgen 
bei kleinen Lebensmittelversorgern und Lebensmit-
teleinzelhändlern in den ländlichen Ortschaften an. 
Diesen Prozess gilt es aktiv zu begleiten, um mög-
lichst viele Standorte zu erhalten. Strategien dazu 
wurden mit regionalen Marktbetreibern, Großhändlern 
und Experten in der Arbeitsgruppe diskutiert. Daraus 
entstand die Idee, eine Art Messe mit den Anbietern verschiedener Einzelhandelskonzepte zu veranstal-
ten und einen unabhängigen Kümmerer als Ansprechpartner für interessierte Einzelhändler und Kommu-
nen zu etablieren. 
Kooperative, integrative Lösungsansätze sollen in Zukunft vermittelt und unterstützt werden. 

Grundversorgung in Söhnstetten im Jahr 2011 und voraussichtlich im Jahr 2020 (Quelle: FH Aalen)

Neuer Dorfladen Ebnat

Bestand 2011 Einschätzung für 2020
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Kaufkraftabschätzung 
Für alle Kommunen und interessierten Investoren liegt eine Grobabschätzung der verfüg-
baren Kaufkraft im Ort vor, mit der Investitionsüberlegungen in einer frühen Phase unter-
stützt werden können.

Dorfladen in Aalen-Ebnat
Als Ergebnis der Arbeitsgruppentreffen wurde im November 2013 ein kleinflächiger Le-
bensmittelmarkt in einer Ortschaft eröffnet. Zusammen mit weiteren erfolgreichen, bei-
spielsweise genossenschaftlichen Modellen ist dies beispielgebend für weitere Initiativen. 

Beratungsangebot zum Thema Einzelhandel
Im Rahmen der Verstetigung der Regionalstrategie sollen unabhängige, kostenlose 
Beratungsleistungen für Gründungswillige und Betreiber durch einen regionalen Kümmerer 
erbracht werden. Ergänzend soll das Thema in die aktuell entwickelten regionalen Entwick-
lungskonzepte für die neue LEADER-Förderperiode 2014-2020 aufgenommen werden.

Kaufkraftabschätzungen
Der Regionalverband hat mit der teilortsbezogenen Bevölkerungsschätzung und einem von der 
Imakomm-Akademie entwickelten Modell Kaufkraftpotenzial-Abschätzungen für alle ländlichen Ort-
schaften in Ostwürttemberg durchgeführt, sowie deren freie Potenziale identifiziert. Mit dieser Grundlage 
ist es nun für Interessenten und Kommunen möglich, die wirtschaftlichen Chancen für Neuansiedlungen 
in ihrer jeweiligen Kommune einzuschätzen. Dies kann bei den oben genannten Beratungsprozessen 
eine wertvolle Diskussions- und Kalkulationsgrundlage bilden. Untersucht wurden vorrangig die Ge-
markungen, auf denen kein Vollsortimenter oder Discounter angesiedelt ist. Anhand der vorhandenen 
Nahversorgungsstrukturen und der Einwohnerzahlen je Gemarkung konnte das jeweilige Potenzial für 
Verkaufsflächen ermittelt werden. Die Defizitbereiche mit über 400qm fehlender Verkaufsfläche könnten 
interessant für eine Ansiedelung von alternativen Versorgungsstrukturen sein (z.B. Dorfläden).

Konkurrenzen zwischen Nahversorgungs- und Mobilitätsangebot
Wechselwirkungen von örtlichen Einzelhandelsangeboten und Angeboten der Mobilität können weitere 
Fragen aufwerfen: Ein besseres Nahverkehrsangebot, aber auch ehrenamtlich betriebene Angebote wie 
bspw. Bürgerbusse können zur Abwanderung von Kaufkraft aus den kleinen Orten führen. Vor- und Nach-
teile für den jeweiligen Ort müssen daher immer anhand der konkreten Situation abgewogen werden.

Projektideen/bereits realisierte Vorhaben der 
AG Grundversorgung

P

P

P
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Arbeitsgruppe Ehrenamt

AG-Leiter: Dirk Seidemann, stv. Verbandsdirektor Regionalverband Ostwürttemberg

Von Beginn an spielte das Ehrenamt für die Grundversorgung der Gemeinden eine besondere Rolle. Ohne 
bürgerschaftliches Engagement sind die dörfl ichen Strukturen und der soziale Zusammenhalt in Gefahr.
Daher hat die Arbeitsgruppe Chancen und Herausforderungen für das bürgerschaftliche Engagement disku-
tiert. Sie erarbeitete Wege zur Unterstützung der Vereine, für die Erbringung ehrenamtlicher Leistungen für 
ältere Mitbürger durch Fahrdienste, Betreuungs- und Besuchsdienste, wie auch eines attraktiven Freizeitan-
gebots für alle Generationen. 

Die Arbeitsgruppe Ehrenamt - Daten und Fakten

Datenlage/Informationsstand zu Projektbeginn

• Einzelinformationen zu lokal vorhandenen ehrenamtlichen Projekten wie Fahrdiensten etc.
• Beratungsangebot für Vereine in einer Gemeinde

Datenlage/Informationsstand am Projektende

• Übersicht über lokale Fahrdienste und wichtige ehrenamtliche Projekte
• Übersicht über vorhandene Förderprogramme, Benennung von Defi ziten
• „Projektsteckbriefe“ zu erfolgreichen Projekten aus anderen Regionen
• Kontakte unter den Akteuren

 Themen und Ergebnisse der AG Ehrenamt

Versicherungsrecht für Vereine
Die AG befasste sich mit den organisatorischen, fi nanziellen und versicherungsrechtlichen Fragen ins-
besondere für diejenigen Ehrenamtlichen und Vereine, die Fahrdienste mit Bürgerbussen etc. erbringen. 
Hierzu wurden konkrete Fragen zusammengestellt und mit einem Experten aus der Versicherungsbran-
che diskutiert und geklärt. 

Erfolgreiche Beispiele aus der Region
Um die innerhalb der Region vorhandenen Potenziale besser zu nutzen, haben regionale Akteure erfolg-
reiche Beispiele wie den Elisabethenverein Böbingen vorgestellt, der ein breit gefächertes Angebot an 
Dienstleistungen ausschließlich über Ehrenamt bereit stellt. Daraus sind übertragbare Vorgehensweisen 
entstanden.

Anforderungen an Förderprogramme
Ein weiteres Thema der AG waren die von Land, Bund und EU bereitgestellten Förderprogramme, die 
zwar teilweise mit dem Ziel aufgelegt wurden, bürgerschaftliches Engagement zu unterstützen, durch ihre 
detaillierten Vorgaben, Kofi nanzierungsbedingungen und weitere Rahmenbedingungen jedoch vor Ort oft 
nicht genutzt werden können. Hierzu hat die Arbeitsgruppe Forderungen diskutiert.
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Vereinszusammenarbeit
Als Schwerpunkt der Arbeit der AG kristallisierte 
sich die Förderung der Zusammenarbeit zwischen 
Vereinen heraus. Denn alleine können diese oft 
kein attraktives bzw. mit kommerziellen Standards 
konkurrenzfähiges Angebot mehr machen. Auch 
zunehmende Schulweglängen, Nachmittagsunter-
richt und Ganztagsschulen gefährden die Existenz 
vieler Vereinsangebote. Andererseits beeinträch-
tigen Vereinszusammenschlüsse die Identifikation 
der Bürger mit „ihrem“ Verein vor Ort. Daher wur-
de nach Möglichkeiten gesucht, wie Vereine zwar 
kooperieren und sich öffnen können, ohne dabei jedoch ihre Identität aufgeben zu müssen. Anhand eines 
konkreten Beispiels von vier Sportvereinen wird dieser Ansatz in die Praxis umgesetzt.

Projekt „Vereinszusammenarbeit“ 
Vereine sind unerlässlich für den sozialen Zusammenhalt vor Ort und übernehmen mit 
ihren Ehrenamtlichen viele Aufgaben im Bereich der Daseinsvorsorge. Fehlender Nach-
wuchs und zunehmende Konkurrenz durch Angebote in den Städten machen jedoch 
Kooperationen notwendig.
Vier Sportvereine aus dem Raum Schwäbisch Gmünd haben sich entschlossen, die 
Möglichkeiten dazu auszuloten und gemeinsam in die Zukunft zu gehen. Das BMVBS 
und der Regionalverband unterstützen sie dabei. Von den Ergebnissen dieses Projekts 
werden auch andere Vereine der Region profitieren.

Projekt „Unterstützung ehrenamtlicher Fahrdienste“
Wer noch nicht oder nicht mehr selbst Auto fahren kann, wird schon heute in vielen Or-
ten von ehrenamtlichen Fahrdiensten unterstützt.
In diesem Projekt sollen für bestehende Fahrdienste Unterstützung bereitgestellt und
durch Vernetzung und Informationstransfer neue Initiativen angeregt werden.

Projekt „Wettbewerb zum Ehrenamt bei Sicherung der 
Daseinsvorsorge“
Viele private und ehrenamtliche Initiativen schließen in Ostwürttemberg Lücken bei 
der Daseinsvorsorge. Dabei sind heute schon innovative und zukunftsweisende Ideen 
umgesetzt oder werden aktuell ausgearbeitet. Nicht nur im Bereich der „Erwachsenen“, 
sondern auch bei den „Jugendlichen“ sollen im Rahmen eines Wettbewerbs Projektideen 
unterstützt und hervorgehoben werden, die gute Ansätze für die Weiterentwicklung der 
Region Ostwürttemberg im Bereich der Daseinsvorsorge aufzeigen. Damit sollen auch 
Impulse für weitere Initiativen in anderen Teilen der Region gesetzt werden. Mit Unter-
stützung des BMVBS als Umsetzungsprojekt zur Regionalstrategie und in Kooperation 
mit regionalen Unternehmen findet der Wettbewerb im Jahr 2014 statt.

Projektideen/bereits realisierte Vorhaben der 
AG Ehrenamt

P

P

Bürgerbus Königsbronn, Quelle Rathaus Königsbronn

P



11

Arbeitsgruppe Bildung  

AG-Leiter: Frank Henssler, Volker Zimmer, Bildungsbüro Ostalbkreis

Ein hochwertiges, gut erreichbares Bildungsangebot für alle Altersstufen ist Grundlage einer zukunftsfähigen 
Entwicklung im ländlichen Raum. 

Zwei Themenschwerpunkte standen daher im Bereich Bildung im Fokus der Arbeitsgruppe:

1.  Berufl iche Bildung: Attraktivität der dualen Ausbildung, Erschließung betrieblicher Qualifi zierungs-
 potenziale, Verbesserung des Übergangs Schule-Arbeitswelt/Studium
2.  Allgemeinbildende Schulen: Handlungsoptionen für ein leistungsfähiges Schulangebot, Vermeidung
 von Konkurrenz zwischen Schulstandorten und Schularten, Kennwerte

Eingebunden waren Vertreter der Agentur für Arbeit, des Jobcenters, der IHK und der Kreishandwerker-
schaft, der Schulverwaltung und der berufl ichen Schulen. Auch politische Akteure beteiligten sich aktiv und 
kontinuierlich an dem Prozess.

Die Arbeitsgruppe Bildung - Daten und Fakten

Datenlage/Informationsstand zu Projektbeginn

• Bildungsberichte der Landkreise
• Zahlen und Statistiken zu den einzelnen Schulen
• Schülerprognosen des Stat. Landesamts auf Gemeindeebene

Datenlage/Informationsstand am Projektende

• Übersichtskarten zu Standorten aller Schulen
• Karten und Daten zur Erreichbarkeiten aller Schulstandorte per Fuß/Rad, ÖPNV und PKW
• Schätzungen der zukünftigen Schülerzahlen auf Ortsteilebene
• Darstellung gefährdeter Standorte, Teilräume mit zukünftig kritischer Versorgungslage
• Darstellung der zukünftigen Erreichbarkeit von Schulstandorten für unterschiedliche Szenarien

Priorisierte Themen laut Umfrage bei den Gemeinden des Projektraums, Mehrfachnennungen waren möglich
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Themen und Ergebnisse der AG Bildung

Thematische Schwerpunkte im Bereich der beruflichen Bildung
In Betrieben und Berufsschulen wird die Sprachförderung, Berufsausbildung in außerbetrieblichen Ein-
richtungen, Vermeidung von Ausbildungsabbrüchen und der Ausbau des Stützunterrichts für besonders 
wichtig erachtet. Innerhalb der Handwerksbetriebe soll ein Bewusstseinswandel in Richtung Werbung um 
Nachwuchskräfte erreicht werden, z.B. durch Ausbildungsbotschafter, Ausbau von Bildungspartnerschaf-
ten und Fachkräfteoffensiven. 

Die betrieblichen Qualifizierungspotenziale müs-
sen stärker als bisher erschlossen werden. Hier-
zu sollten Aufstiegs- und Anpassungsqualifikation 
gefördert, der Übergang Schule-Arbeitswelt/
Studium verbessert und mehr innereuropäische 
Fachkräfte rekrutiert und auf dem hiesigen Ar-
beitsmarkt geschult werden. Regionale Initiativen, 
insbesondere die Fachkräfteallianz Ostwürt-
temberg, haben dieses Thema schon aufgegrif-
fen, unter anderem ist die Informationskampagne 
„Erstaunliches Ostwürttemberg“ hier eines der 
Umsetzungsbeispiele.

Bildungshaus Heidenheim

Gefährdete Grundschulstandorte und Defiziträume 2030
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Allgemeinbildende Schulen: Schulstandorte, Qualitätsstandards
Nachdem die Übersichtskarten und Analysen zu heutigen und künftigen Schülerzahlen sowie zur Er-
reichbarkeit von Grundschulstandorten vorlagen, begannen zum Thema „Grundschulen“ intensive 
Diskussionen mit Vertretern der Kommunen, insbesondere der kleinen ländlichen Gemeinden. Allerdings 
erschwerten teils unklare bzw. sich verändernde Rahmenbedingungen und die Einführung der Gemein-
schaftsschulen die Festlegung auf regionsspezifische Ziele.
Auch zukünftig sollen nach dem Motto „kurze Beine, kurze Wege“ wohnortnahe Grundschulstandorte 
und gut erreichbare weiterführende Schulen ein hochwertiges Bildungsangebot in der Fläche ermögli-
chen. Angesichts der sehr unterschiedlichen Strukturen in verschiedenen Teilräumen der Region tritt die 
AG dafür ein, in jeder Gemeinde eine Grundschule zu belassen und diese ggf. auch einzügig zu führen. 
Schulweglängen für Grundschüler dürfen 20 Minuten nicht überschreiten, bei weiterführenden Schulen 40 
Minuten.

Analyse von Standortgefährdungen und Erreichbarkeiten 
Für bestehende Real- und Gemeinschaftsschulstandorte wurde – ausgehend von einer Mindestgröße 
von 40 SchülerInnen/Jahrgang – die Gefährdung bestehender Standorte analysiert. In einem Trend-
szenario wurde verdeutlicht, welche Standorte gemäß der kleinräumigen Prognose der Schülerzahlen 
mittelfristig gefährdet sein werden. 
Alternativ wurden eine Änderung der Mindestschülerzahl sowie des Erreichbarkeitsstandards, d.h. der 
Schulweglängen untersucht. Damit konnten auch für Sekundarschulen die Folgen unterschiedlicher Stan-
dards analysiert werden. Für Teilräume mit kritischer Entwicklung können auf dieser Basis nun interkom-
munale Lösungskonzepte entwickelt werden. 

Umfassende Betrachtung und Kooperation mit weiteren Akteuren
Fragen der Qualität der pädagogischen Handlungskonzepte und der Kosten (z.B. Gebäude, ÖPNV) 
wurden einbezogen. Darüber hinaus konnten Schnittstellen zu weiteren Fachplanungen und Gebietskon-
zepten wie z.B. der Kreisentwicklungsplanung sowie LEADER geprüft, abgestimmt bzw. genutzt werden. 
Die Erreichbarkeitsberechnungen und Szenarien sind wertvolle Planungsgrundlagen für die anstehenden 
Regionalen Entwicklungsprozesse und sollten dort zur Verfügung gestellt werden.

Die Arbeitsgruppe sprach sich dafür aus, Bildungshäuser einzurichten und zu unterstützen, ggf. eine 
Weiterführung von Grundschulstandorten als  Außenstellen zu prüfen und unterschiedlichste Kooperati-
onsformen bei der zukünftigen Schulentwicklung mitzudenken.
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Arbeitsgruppe Gesundheitsversorgung

AG-Leiter: Dr. Klaus Walter, Leiter des Dezernats Gesundheit im LRA Ostalbkreis

Der Arbeitsgruppe gehörten 13 Fachleute aus zahlreichen für das Thema Gesundheit relevanten Bereichen 
an: Niedergelassene Ärzte, Landratsämter, Gemeindeverwaltungen, Ärztekammer, Krankenkasse und IHK. 
Darüber hinaus wurden Referenten zu einzelnen Themen eingeladen. 

Die Arbeitsgruppe Gesundheitsversorgung - Daten und Fakten

Datenlage/Informationsstand zu Projektbeginn u.a.

• Übersichtskarten zu Hausarztstandorten und voraussichtlichem Renteneintrittsalter im Ostalbkreis
• Daten und Statistiken der Ämter und der Gesundheitskonferenzen  zur Gesundheitsversorgung

Datenlage / Informationsstand am Projektende

• Aktualisierte Übersichtskarten zu Hausarztstandorten und voraussichtlichem Renteneintrittsalter
• Schätzungen der zukünftigen Patientenzahlen auf Ortsteilebene
• Abschätzungen zur heutigen und zukünftigen Aus- bzw. Überlastung bestehender Praxen
• Darstellung gefährdeter Standorte, Teilräume mit zukünftig kritischer Versorgungslage
• Zukünftige Erreichbarkeit von Arztstandorten für unterschiedliche Szenarien

Themen und Ergebnisse der AG Gesundheitsversorgung

Thematische Schwerpunkte im Bereich der Gesundheitsversorgung 
Zu Beginn war von den Arbeitsgruppenmitgliedern ein breites Spektrum an Themen diskutiert worden, 
die für die Region als Problemkreise im Bereich der Gesundheitsversorgung  eingeschätzt  wurden. Dazu 
gehörten

• Fachkräftebedarf in der Pfl ege
• Demografi e und Gesundheitsmanagement
• Öffentlicher Nahverkehr bzw. Erreichbarkeit ärztlicher Versorgung
• Stationäre und mobile Gesundheitsversorgung
• Zumutbarkeit hinsichtlich Nähe/Entfernung zu Arzt, Krankenhaus
• Zumutbarkeit hinsichtlich Versorgungsanspruch
• Weiterbildungsverbund für Ärzte
• Notdienst und Notfallversorgung
• Verlust von Praxen aufgrund von Alter der Ärzte/fehlender Wirtschaftlichkeit/Standort
• Problematik bei Praxisübernahme
• Problematik der Neuansiedlung von Praxen, Förderungsmöglichkeiten
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Diese Problemkreise wurden auf drei Hauptthemen reduziert, mit denen sich die Arbeitsgruppe intensiv 
befasste, um im Rahmen des Projekts auch tatsächlich konkrete Ergebnisse zu erzielen. Dazu waren alle 
Gemeinden der Region nach ihren Einschätzungen befragt worden und nannten als drängendste Aufgaben 
die

• Ärztliche Versorgung durch Hausärzte und Fachärzte (quantitativ und qualitativ)
• Pflege und Pflegeversorgung in der Zukunft
• Krankenhausversorgung in der Fläche.

Im Verlauf der Diskussion stellte sich heraus, dass das Thema der Krankenhausversorgung derzeit noch 
kein Problem des Mangels an solchen Einrichtungen ist, sondern in erster Linie eine Frage der Erreichbar-
keit und verfügbaren Mobilitätsangebote für Personen ohne PKW. Ein Konzentrationsprozess hat im Pla-
nungsraum schon in den meisten Teilen stattgefunden.

Problem Haus- und Fachärztemangel
Überalterung, Schwierigkeit bei Praxisübergaben oder Neuansiedlungen sowie die Überbelastung durch 
Notfalldienste machen den Kern der Problematik im Bereich der Gesundheitsversorgung vor Ort aus. 
Etwa die Hälfte der niedergelassenen Ärzte in der Region ist über 55 Jahre alt und geht in den nächsten 
Jahren in Ruhestand.

Einschätzung der Gemeinden hinsichtlich der Versorgung durch Hausärzte im Jahr 2012 sowie der 
Entwicklung bis 2030
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Verstärkte Kooperation
Die künftigen Probleme sollen unter anderem teilweise durch Flexibilität der ärztlichen Versorgung auf-
gefangen werden. Gefördert werden sollen daher ärztliche Kooperationsformen wie Regiopraxen, Aus-
übungs-Gemeinschaften oder Medizinische Versorgungszentren (MVZ), die Patienten ein konzentriertes 
Angebot bieten sowie die Organisation der Erreichbarkeit erleichtern. Dies kann jedoch erst die Lösung 
sein, wenn die örtlichen Strukturen nicht mehr aufrecht zu erhalten sind.

Erhalt von Praxisstandorten vor Ort
Besonders wichtig ist jedoch – sowohl für die älter werdende Bevölkerung als auch für junge Familien auf 
dem Land – der Erhalt von Arztpraxen vor Ort. Zusammenarbeit von Arztpraxen, sowie junge, verheirate-
te oder Ärzte im Ruhestand, die gerne mit reduzierter Arbeitszeit arbeiten würden, könnten die Situation 
entspannen. Hierzu ist allerdings eine enge Kooperation und die nicht unproblematische Organisation der 
Datenkommunikation sowie die Lösung rechtlicher Fragestellungen erforderlich. Die Arbeitsgruppe hat 
sich intensiv mit diesem Thema beschäftigt und vielversprechende, umsetzbare Ideen entwickelt und wird 
diese auch nach Abschluss des Projekts konkretisieren und weiter verfolgen.

Notfallversorgung
Die Fahrbereiche und Notfallpraxen sollen nach Einschätzung der Arbeitsgruppe reduziert, aber auch 
professionalisiert werden. So ist eine erhebliche Reduzierung der Notarzttage für niedergelassene Ärzte 
zu erreichen und damit eine Verringerung der Nachteile für Ärzte im ländlichen Raum, sodass Notfall-
dienste kein Negativ-Faktor mehr bei Praxisübernahmen sein müssen. 

Ambulanter und stationärer Pflegedienst
Da in der Pflege häufig Familienangehörige, aber auch ehrenamtlich Tätige und ausländische Personen 
einen Großteil der Last tragen, ist eine fachliche, sozialpolitische und juristische Unterstützung beson-
ders erforderlich. Um junge Menschen für diese Aufgaben zu gewinnen, gilt es, die Arbeitssituation, die 
gesellschaftliche Anerkennung, aber auch die finanzielle Situation zu verbessern. Die Pflegeberatung soll 
in Zukunft stärker Personen mit Migrationshintergrund einbeziehen. Ziel sind flexible und differenzierte 
Modelle.

Heutige und zukünftige Erreichbarkeit von Arztpraxen
In Karten wurden unterschiedliche Szenarien zu den Auswirkungen von Praxisschließungen oder -ver-
lagerungen dargestellt. Dazu gehörte beispielsweise ein Szenario, bei dem Arztpraxen nur noch in Ober-, 
Mittel- und Unterzentren existieren. Dieses zeigt, dass aus den Orten der Region auch dann mit dem Pkw 
innerhalb von 30 Minuten alle Mittel- und Unterzentren als Praxisstandorte erreicht werden können. Mit 
dem ÖPNV ließen sich allerdings in 4 Gebieten die Praxisstandorte nicht mehr innerhalb der zumutbaren 
Reisezeit erreichen.

Neue Mobilitätsangebote zur Verbesserung der Versorgung
Da Erwartungen an ein ortsnahes ärztliches Angebot langfristig nur in größeren Gemeinden erfüllt werden 
können, kommt der Erreichbarkeit und damit der Mobilität immer stärkere Bedeutung zu. Dies betrifft 
verstärkt die Notfallversorgung. Die Erreichbarkeit von Apotheken muss ebenso einbezogen werden. Vor-
handene Ansätze zu einer mobilen Medikamentenversorgung über Bringdienste und den Notarztdienst 
sollten daher ausgeweitet werden. Hier ergeben sich Querbeziehungen zur AG Mobilität, aber auch zur 
AG Ehrenamt.
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Projekt „Regionale Ärztekooperation (RÄKO)“
Die Arbeitsgruppe hat ein Projekt ausgearbeitet, mit dem Hausärzte vor Ort durch das 
virtuelle Zusammenführen der Patientenkarteien auf einem gemeinsamen Server von 
bürokratischem Aufwand entlastet werden. Zudem werden damit die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, dass ein gemeinsam angestellter Arzt/eine Ärztin tageweise in allen 
angeschlossenen Praxen arbeiten könnte. Nach Klärung der organisatorischen und 
juristischen Fragen ließe sich damit ein Anreiz für ergänzende ärztliche Tätigkeit auch in 
Teilzeit anbieten und dadurch das Problem fehlender Hausärzte in ländlichen Gebieten 
erheblich verringern. 
Zahlreiche niedergelassene Ärzte haben bereits ihr Interesse bekundet und werden das 
Konzept gemeinsam weiter ausarbeiten.

Projektideen/bereits realisierte Vorhaben der 
AG Gesundheitsversorgung

P

Ab ca. 2000 Patienten pro Praxis muss von einer Überlastung ausgegangen werden.
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Arbeitsgruppe Mobilität/Nahverkehr

AG-Leiter: Paul-Gerhard Maier, Geschäftsbereichsleiter Nahverkehr im LRA Ostalbkreis 

Mit mehr als 20 Mitgliedern war die Arbeitsgruppe Mobilität die größte aller Arbeitsgruppen. Dies zeigt, wie 
wichtig die zeitlich-räumliche Erreichbarkeit von Einrichtungen der Daseinsvorsorge in den Augen der Bür-
ger, aber auch der dafür Verantwortlichen in Behörden und vor Ort ist. Insbesondere die dabei praktizierte 
Zusammenarbeit mit angrenzenden Regionen wie bspw. dem Verband Region Stuttgart ist entscheidend für 
ein attraktives, Zentren und ländliche Bereiche gleichermaßen abdeckendes Mobilitätsangebot. 

Die Arbeitsgruppe Mobilität/Nahverkehr - Daten und Fakten

Datenlage/Informationsstand zu Projektbeginn

• Haltestellenstandorte und Fahrpläne
• Einzel-Informationen zu lokalen ehrenamtlichen Angeboten

Datenlage/Informationsstand am Projektende

• Übersichtskarten zu Haltestellenstandorten, Auswertung der Fahrpläne
• Übersichtskarten und weiterführende Informationen zu ehrenamtlichen Fahrdiensten und 
 weiteren Angeboten in der ganzen Region 
• Zahlreiche Karten zur Erreichbarkeit von Bildungs-, Nahversorgungs- und weiteren Standorten 
 und damit konkrete Antworten auf die Frage: Wie lange brauche ich innerhalb der Region von 
 A nach B, per Fuß, Rad, ÖPNV oder PKW?
• Karten zur Erreichbarkeit für verschiedene Zukunfts-Szenarien 
• Kontakte zu und zwischen Mobilitätsinitiativen in der Region wie auch bundesweit

Themen und Ergebnisse der AG Mobilität/Nahverkehr

Die Arbeitsgruppe diskutierte Lösungsansätze, mit denen ein fl ächendeckendes Grundangebot für die 
Region auch langfristig bereitgestellt werden könnte. Folgende Ziele wurden dabei verfolgt:
•  Mobilitätslücken erkennen und benennen
•  Maßnahmen entwickeln, wie diese Löcher „gestopft“ werden können
•  Vorhandene, aber nicht allgemein bekannte Aktivitäten bündeln und Akteure vernetzen sowie durch
 Öffentlichkeitsarbeit unterstützen
•  Entwicklung alternativer Formen der Mobilitätssicherung „von unten nach oben“
•  Stärkung des Car-Sharing und der E-Mobility 
•  Anforderungen an eine Mobilitätszentrale für den ländlichen Raum defi nieren
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Kontakte und Vernetzung
Das Thema Mobilität im ländlichen Raum wird auch in anderen Regionen intensiv verfolgt. Daher gab es 
aus dieser AG heraus besonders viele überregionale Kontakte, Treffen und Veranstaltungen mit Exter-
nen. Ein Austausch fand beispielsweise auf der Euregia Leipzig, im Rahmen des Nahverkehrsforum des 
Ostalbkreises in Aalen, bei Workshops zu Wechselwirkungen zwischen MORO und den Inhalten des 
Nahverkehrsplan sowie mit Herrn Dölger vom rheinland-pfälzischen Infrastrukturministerium zu Mobilitäts-
portalen, anlässlich des Runden Tischs „Chancen und Herausforderungen durch den demografischen 
Wandel“ des Verbands Region Stuttgart zu Mobilität und bürgerschaftlichem Engagement in Welzheim, 
beim ersten Vernetzungstreffen ehrenamtlicher Fahrdienste in Böbingen sowie bei einem Arbeitstreffen 
mit Vertretern des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur BW aus den Abteilungen Raumordnung, 
ÖPNV und nachhaltige Mobilität in Stuttgart statt. 
Während der MORO-Laufzeit wurden auf diese Weise viele Kontakte zu wichtigen Akteuren in der Region 
und darüber hinaus auf- und ausgebaut. Diese sollen zukünftig dafür genutzt werden, weitere Projekte 
zur Mobilität im ländlichen Raum zu entwickeln und umzusetzen. 

Mobilitätsangebote in der Trägerschaft der Landkreise
Es ist absehbar, dass angesichts der 
demographischen Entwicklung und 
insbesondere bei abnehmenden Schü-
lerzahlen mehr öffentliche Finanzmittel 
zur Sicherstellung des öffentlichen 
Verkehrsangebots bereitgestellt werden 
müssen. Veränderungen dürfen aber 
wegen der Sicherstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse die in den Nahver-
kehrsplänen formulierten Mindeststan-
dards nicht tangieren. Umso wichtiger 
ist es, bereits jetzt Voraussetzungen 
für die Sicherstellung eines allgemein 
zugänglichen Mobilitätsangebots zu 
schaffen. So können die Festlegungen 
der Nahverkehrspläne beider Land-
kreise mit Angeboten außerhalb von 
deren Zuständigkeiten unterstützt 
werden. Beides gilt es aufeinander 
abzustimmen.

Priorisierte Themen laut Umfrage bei den Gemeinden des 
Projektraums, Mehrfachnennungen waren möglich

Standards im Sinne von „Was kann und will man 
sich an Mobilität im ländlichen Raum leisten?“ 
wurden besprochen und werden in den politischen 
Gremien, auch im Kontext der Nahverkehrspläne, 
weiter diskutiert werden müssen. Es bestand in der 
AG Konsens darüber, dass das Auto auch künftig 
Rückgrat der Mobilität im ländlichen Raum sein wird. 
Unabhängig davon wird jedoch der Anteil der Bevöl-
kerung größer, der nicht (mehr) aktiv ein Fahrzeug 
führen kann oder will. Wichtig ist, dass auch diese 
Menschen in Zukunft noch die Möglichkeit haben, im 
ländlichen Raum mobil zu sein.

Bestehende Fahrdienstangebote in der Region und darüber hinaus
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 Alternative Bedienformen in der Region Ostwürttemberg
Mobilitätsangebote im ländlichen Raum können sicherlich nicht nur durch bürgerschaftliches Engagement 
erbracht werden. Gleichwohl gilt es, die vorhandenen privat bzw. ehrenamtlich organisierten Angebote 
zu bündeln, zu unterstützen und rechtliche Grauzonen, z.B. im genehmigungsrechtlichen Bereich und an 
den Schnittstellen zum gewerblichen Bereich, zu entschärfen.
Interessierten und engagierten Bürgern soll die Möglichkeit geboten werden, sich über alternative Be-
dienformen zu informieren und für neue Aktivitäten und Projekte entsprechende Unterstützung zu finden. 
Parallel dazu gilt es, privatwirtschaftlich orientierte Angebote aufzubauen wie bspw. Carsharing, Mitfahr-
gelegenheiten oder auch ein Mobilitätsportal, das alle Angebote vernetzt. 

Anforderungen aus der Energiewende
Eine nachhaltige Mobilität erfordert auch, sich mit den Konsequenzen aus der Energiewende auseinan-
derzusetzen. E-Mobility, neue Antriebstechniken, aber auch Verkehrsvermeidung, bspw. durch bessere 
Routenwahl bei der Zusammenstellung von Wegeketten, können hierzu einen wichtigen Beitrag leisten. 
In der AG wurden auch die Möglichkeiten einer Einbindung der regionalen Hochschulen angesprochen.

Projekt „Mobilitätsportal“
Die verschiedenen bereits vorhandenen wie auch künftigen Mobilitätsangebote sollen für die 
Bewohner der Region greifbar und nutzbar sein. Ein Mobilitätsportal der Region Ostwürt-
temberg, gekoppelt mit den angrenzenden Landkreisen, eingebunden in ein landesweites 
Konzept, trägt entscheidend zur Unterstützung der Mobilität im ländlichen Raum bei. Durch 
die Verknüpfung von PKW-Fahrten mit Angeboten der „sanften“ Mobilität soll ein Mix erreicht 
werden, der gleichermaßen ökonomisch wie ökologisch ist. Neben Auskunftsmöglichkeiten 
für Fahrten bietet ein internetgestütztes Portal auch Informationsmöglichkeiten über alter-
native Bedienformen für interessierte Bürger und Gruppen und könnte so Start für eine 
Informationskampagne über Mobilität im ländlichen Raum sein. Zudem wird die Vernetzung 
bestehender Angebote ermöglicht und unterstützt.
Ein Förderantrag zum Mobilitätsportal wurde beim Land bereits eingereicht, konkrete Um-
setzungsschritte sollen folgen.

Projekt „Unterstützung ehrenamtlicher Fahrdienste“
(siehe Seite 10)

Projekt Vernetzung von Carsharing-Initiativen
Parallel zu den Diskussionen in der AG Mobilität wurde in Kooperation mit der Interessenge-
meinschaft Schienenkorridor Stuttgart Nürnberg (Ergebnis des Modellvorhabens „großräu-
mige Verantwortungsgemeinschaft in der europäischen Metropolregion Stuttgart“) eine Ar-
beitsgruppe zur Vernetzung der regionalen Car-Sharing-Initiativen gegründet. Erste Erfolge 
sind die Etablierung von zwei Carsharing-Angeboten im Einzugsbereich von Bahnhöfen mit 
Fernverkehrsanschluss in der Region.

Projektideen/bereits realisierte Vorhaben der 
AG Mobilität

P

P

P
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Jetzt beginnt die Umsetzungsphase!

Aus den Arbeitsgruppen heraus haben sich zahlreiche Projekte entwickelt, die jetzt – teilweise mit finanzi-
eller Unterstützung des Bundes und weiterer Fördermittelgeber – in die Praxis umgesetzt werden. Sie tragen 
dazu bei, den Standort Ostwürttemberg und seine Teilbereiche langfristig für Familien und Arbeitskräfte wie 
auch für ältere Mitbürger und Jugendliche attraktiv zu halten.
Hier einige Beispiele, wie es weitergeht:

+ Jugendkonferenzen vor Ort und Ehrenamtswettbewerb mit Sonderpreis für 

Jugendliche

Die wichtigste Bevölkerungsgruppe für die Zukunft Ostwürttembergs sind die Kinder und Jugendlichen. Sie 
sollen sich in der Region wohlfühlen und gute Bedingungen vorfinden, um auch ihre Ausbildung oder ein 
Studium in der Region absolvieren und langfristig in ihren Heimatorten bleiben zu können. Daher fanden im 
Rahmen der Regionalstrategie fünf Jugendkonferenzen vor Ort statt, in denen sich die Jugendlichen aktiv 
mit ihren Vorstellungen, Bedürfnissen und Ideen zur Daseinsvorsorge einbringen konnten. Diese Veranstal-
tungsreihe wird fortgesetzt. Und natürlich sollen die Ergebnisse dann auch als Grundlage für Projekte und 
konkrete Verbesserungen des Angebots für Jugendliche insbesondere im ländlichen Raum genutzt werden! 

Auch in Zukunft werden weitere kreative Ideen und ehrenamtliches Engagement benötigt. Mit finanzieller Un-
terstützung des BMVBS wird daher ein Wettbewerb für Jugendliche und auch Erwachsene zur Prämierung 
ehrenamtlicher Initiativen durchgeführt. Damit sollen deren Engagement belohnt und gute Ideen und Pro-
jekte in der Öffentlichkeit bekannt gemacht werden. 

+ Projekt „Kooperation von Sportvereinen“ 

Das Projekt „Vereinskooperation“ aus der AG Ehrenamt wurde als MORO-Fol-
geprojekt beantragt und wird vom BMVBS finanziell unterstützt. 
Vereine sind unerlässlich für den sozialen Zusammenhalt vor Ort und überneh-
men mit ihren Ehrenamtlichen viele Aufgaben im Bereich der Daseinsvorsorge. 
Fehlender Nachwuchs und zunehmende Konkurrenz durch kommerzielle Angebote in den Städten machen 
jedoch Kooperationen notwendig. Oberstes Projektziel ist es, über die Verbesserungen der Rahmenbedin-
gungen und neue organisatorische Ansätze für Vereine die soziale Identität, den Zusammenhalt und das 
Freizeitangebot insbesondere in kleinen Gemeinden und Orten zu erhalten, da dieser Zusammenhalt die 
maßgebliche Attraktivität des Lebens in den Ortschaften und den Anreiz zum Bleiben bzw. zur Rückkehr bil-
det. Dazu ist eine stärkere vereinsübergreifende Zusammenarbeit zwischen Nachbargemeinden notwendig, 
bei der jedoch die Identität der einzelnen Vereine ablesbar bleiben muss.  
Mit dem Projekt werden neue Formen einer interkommunalen Kooperation von vier kleinen Sportvereinen 
aus drei aneinander grenzenden ländlich geprägten Orten umgesetzt. In einem Ort wird zudem eine von den 
Vereinen ausgehende Veranstaltungsreihe zur Ortsentwicklung („Ortsentwicklungsmoderation“) durchge-
führt. Die Erkenntnisse sollen auf weitere Vereinssparten (soziale Vereine, musikalische Vereine etc.) und 
Ortschaften übertragen werden. Hierzu dienen regionale Transferwerkstätten, die Erarbeitung eines anwen-
dungsorientierten Leitfadens sowie direkte Beratungsangebote für kooperationsinteressierte Vereine. Durch 
die geplante Form der Zusammenarbeit soll ein attraktives Freizeitangebot aufrechterhalten und zugleich 
engagierte Personen entlastet werden. 
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+ Projekt der AG Grundversorgung

Dass Einzelhandelsangebote auch jenseits der großen Lebensmittelketten funktionieren können, beweisen 
mittlerweile zahlreiche Beispiele auch aus der Region Ostwürttemberg. Dazu müssen aber die örtlichen 
Gegebenheiten genau bekannt sein, engagierte Akteure auf allen Ebenen müssen unterstützt werden. Aus 
der AG Grundversorgung wurde ein Projekt entwickelt, das die Anforderungen an den Einzelhandel im länd-
lichen Raum präzisiert und je nach örtlichen Voraussetzungen passgenaue Lösungen bei der Versorgung 
bietet. Dabei wird der Fokus insbesondere auf die Verfügbarkeit von Beratungsangeboten für interessierte 
Kommunen, Gründungswillige und bestehende Lebensmitteleinzelhändler/-handwerker gelegt. Gespräche 
beim Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz sind hierzu vorgesehen.

+ Projekt  „Unterstützung ehrenamtlicher Fahrdienste“ 

Die AG Mobilität hat zwei sich ergänzende Projektansätze entwickelt.
Projekt „Unterstützung ehrenamtlicher Fahrdienste“: Die Untersuchungen haben gezeigt, dass es zum Teil 
erhebliche Lücken im ÖPNV- Mobilitätsangebot des ländlichen Raumes der Region Ostwürttemberg gibt. 
Besonders abends, am Wochenende oder auch in den Schulferien kommt man ohne eigenen PKW aus 
vielen Orten nicht mehr in die Stadt oder nach Hause. Es gibt jedoch gerade in Ostwürttemberg schon viele 
private Initiativen, die mit bürgerschaftlichem Engagement versuchen, diese Lücken zu füllen oder ergän-
zende Angebote bereitzustellen. Wer noch nicht oder nicht mehr selbst Auto fahren kann, wird schon heute 
in vielen Orten von ehrenamtlichen Fahrdiensten unterstützt. Mit diesem Projekt sollen neue Initiativen ange-
regt und bestehende Fahrdienste unterstützt werden, besonders bei finanziellen, versicherungsrechtlichen 
oder organisatorischen Fragen. Aus der AG Mobilität heraus entstanden ist auch ein Austausch mit privaten 
Fahrdiensten, der nun als „Round Table“ regionsweit ausgedehnt wird.

Ergänzt werden diese Angebote im ländlichen Raum 
durch kommerzielle Anbieter wie bspw. „flinc“, eine 
Mitfahrzentrale oder auch Projekte des Carsharings, 
bspw. über autonetzer.de oder „e-CarSharing in der 
Stadt Aalen“. 

Um all die vorhandenen Mobilitäts-Angebote zu ver-
knüpfen und bekannt zu machen, wurde ein Projekt 
für ein Internetgestütztes Mobilitätsportal entwickelt. Bis heute lassen sich komplizierte, verknüpfte Wegeket-
ten bspw. über die Kombination Rad/E-Rad – Fahrdienst – Bus – Bahn mit vorhandenen Auskunftssystemen 
wie hafas oder efa-bw nicht finden. Die Arbeitsgruppe Mobilität möchte daher als entscheidenden Beitrag 
für eine nachhaltige Mobilität im ländlichen Raum ein Mobilitätsportal (zunächst) für die Region Ostwürtt-
emberg etablieren. Ein  Angebot entspricht auch den Wünschen der jungen Generation, wie sie bspw. auf 
der Jugenddelegiertenkonferenz formuliert wurden. Das Internet soll wesentlich flexibler und geschickter 
als bisher zur Verknüpfung bestehender Angebote und Informationen genutzt werden. Darüber hinaus soll 
das Projekt eine Öffentlichkeitskampagne für alternative Angebote im ländlichen Raum anstoßen. Auch die 
Hochschuleinrichtungen der Region und deren Studierende werden in die Entwicklung sowie in den Betrieb 
des Portals einbezogen werden. 

Elisabethenverein Böbingen
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+ Kooperationskonzept für Hausarztpraxen 

Für Hausarztpraxen im ländlichen Raum fehlt es vielerorts an Ärzten, die diese 
übernehmen möchten, wenn die heutigen Inhaber in den Ruhestand gehen. 
Die AG Gesundheit erarbeitete zusammen mit den beteiligten Kreisärzteschaf-
ten ein Kooperationskonzept für Hausarztpraxen „Regionale Ärztekooperation 
(RÄKO)“. Dabei werden verwaltungstechnische Abläufe vereinfacht und zentra-

lisiert, um Praxen vor Ort durch Flexibilisierung des personellen Einsatzes und informationelle Vernetzung 
erhalten und entlasten zu können. Damit sollen auch Teilzeitarbeitsplätze für Mediziner im ländlichen Raum 
möglich werden. 

+ Schulstandorte

Im Bildungsbereich sind Schulstandorte von ent-
scheidender Bedeutung als wichtigste Bildungs-
infrastruktur und sozialer Mittelpunkt der Orte. 
Um trotz deutlich zurückgehender Schülerzahlen 
ein bestmögliches Angebot für Schüler und deren 
Familien zu erhalten, sollten frühzeitig in beson-
ders betroffenen Gebieten Abstimmungsgespräche 
mit Gemeinden und Schulämtern stattfinden, um 
einen Konsens hinsichtlich der geeigneten Stand-
orte zu finden. Die in der AG Bildung erarbeiteten 
Karten und Übersichten stellen hierzu eine bislang so nicht verfügbare Grundlage dar, um anhand künftiger 
Schülerzahlen und der Erreichbarkeit von Schulstandorten verträgliche, sachlich begründete Lösungen zu 
entwickeln. Kennwerte, die bei regionalen Schulentwicklungsprozessen z.B. auch zur Klärung von Fragen 
wie „zumutbarer Erreichbarkeit“ dienen können wurden von der Arbeitsgruppe definiert.

+ Themenübergreifende Übersicht

Die im Rahmen des MORO-Prozesses erarbeiteten Karten mit Übersichten über Infrastruktur-Standorte und 
Erreichbarkeiten haben sich als sehr gute Grundlage erwiesen, um einen regionalen Diskussionsprozess 
initiieren und auf sachlicher Ebene führen zu können. Sie ermöglichen den einzelnen Akteuren die Einschät-
zung ihrer individuellen Situation vor dem Hintergrund einer Gesamtschau und verdeutlichen die räumliche 
Überlagerung von Problem- wie auch Positiv-Entwicklungen. Diese vollständige und themenübergreifende 
Übersicht ist eine Bereicherung für die strategische Arbeit in Region und Landkreisen. Sie soll fortgeführt 
werden. 

AG Bildung
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Fazit und Ausblick 

Die Grundlagen für das zukünftige gemeinsame Handeln in den Bereiche Demografie und Daseins-
vorsorge in der Region sind nun vorhanden:

• eine vollständige, aktuelle Wissensbasis zur infrastrukturellen Versorgung 
• die Chance, aufgrund der detaillierteren Kenntnisse bestimmte Gebiete gezielt zu unterstützen
• eine breite Wissensbasis zu Lösungsansätzen ähnlich gelagerter Probleme aus anderen Regionen
• viele neue und ausgebaute Kontakte und intensiver Wissenstransfer zwischen den beteiligten
 Akteuren 
• zahlreiche, teils bereits umsetzungsreife konkrete Projektideen bzw. -anträge zu unterschiedlichen 
 Themenbereichen.

Darüber hinaus lassen sich die Erkenntnisse und die Projektansätze in wesentlichen Teilen auf andere 
Regionen übertragen. Mit diesem vom BMVBS geförderten Modellvorhaben der Raumordnung können die 
Erfahrungen nun auf Landes- und Bundesebene rückgekoppelt werden. 

Auf Bundesebene hat das Projekt sehr positive Resonanz erfahren und das Innovationspotenzial der Region 
weiter bekannt gemacht.

Die Verknüpfung der Themen Infrastruktur, Demografie und Daseinsvorsorge wurde von allen Beteiligten als 
sehr positiv wahrgenommen. Sehr wichtig war auch der erweiterte räumliche Umgriff – ohne die im Rahmen 
des Projekts umgesetzte  Zusammenarbeit mit angrenzenden Regionen wie bspw. dem Verband Region 
Stuttgart lassen sich Fragen der Mobilität, aber ebenso auch der Gesundheits- oder Schulversorgung gerade 
an den Übergangsbereichen zwischen den Landkreisen nicht lösen. Das Metropolticket oder die Kooperation 
zum Schienenkorridor Stuttgart – Nürnberg sind Belege dafür, dass partnerschaftlich entwickelte Konzepte 
nicht nur umsetzbar sind, sondern auch durch eine Bündelung der gemeinsamen Anstrengungen einen 
Mehrwert geschaffen werden kann, den jeder einzeln oder in Konkurrenz zu einander nicht erreicht hätte. Im 
Rahmen der Regionalstrategie wurde hier die Vernetzung auch auf kommunaler Ebene weiter gestärkt. 

Auch diese darf nicht an Kreis, Regions- oder Landesgrenzen enden, die Lebenswirklichkeit der Einwohner 
der Region endet dort auch nicht. Dies haben gerade auch die Jugendkonferenzen gezeigt.
Mehrere Arbeitsgruppen arbeiten auch nach Abschluss des „offiziellen“ MORO-Projekts weiter und begleiten 
die Umsetzung ihrer Ideen und Projektvorschläge aktiv. Der dialogorientierte Ansatz des Projektes zur Ver-
knüpfung unterschiedlichster Akteure und Handlungsebenen wird fortgesetzt.

Beim Regionalverband laufen auch weiterhin die Fäden zusammen. Die politischen Gremien werden durch 
den Regionalverband über die Inhalte auf dem Laufenden gehalten und können sich bei der Umsetzung 
bestehender und der Ausgestaltung weiterer Projekte im Rahmen der Regionalstrategie beteiligen.

Aufgrund der guten wirtschaftlichen Lage und dem noch vergleichsweise guten Ausstattungsstandard mit An-
geboten der Daseinsvorsorge in Baden-Württemberg kann jetzt noch rechtzeitig die Chance genutzt werden, 
die richtigen Weichen für die Zukunft zu stellen. Das notwendige Wissen und die fachliche Basis dazu sind 
vorhanden. 
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